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DieFinanzsorgender österreichischenGemeinden.
Der Städtetag im WienerRathaus .

Hautefand im Sitzungssaale des WienerGemeinderatesunter
ungewöhnlich starker Beteiligung der GemeindenderOesterreichische

Städtetag statt .Aufdieser ausserordentlichen wichtigenTagungdesOester
reichischen Städtebundeswarenrund 80 Gemeindenmit mehrals 140Dele¬
gierten vertreten .Als Vertreter der österreichischen Bundesregierungnah¬
men am Städtetag die Bundesminister Bachinger und Dr .Weidenhoffer ,für

den Verbandder deutschen Verwaltungskörperder tschechoslowakischenRepu¬
klik der AussigerBürgermeisterPölzl,ferner Vertreter derLandesregierungen,
der parlamantarischen Klubs und der Handels - undArbeiterkammern teil .

In seiner Eröffnungsanspracheführte BürgermeisterSeitzaus :
" DerStädtetag wurdeeinberufen ,umzu der AntwortderRegierung

auf das vor einigenMonatenaufgestellte ForderungsprogrammderStädte
Stellung zu nehmen .Werimmer ,ob unmittelbarals Städteverwalterodervon
ferne als ein an dem wirtschaftlichen und politischen Leben der Republik
Beteiligter die Entwicklungunserer Städte ,ihre Verwaltungundinsbesondere
ihre Finanzverwaltungverfolgt hat ,der kann nur sagen :Die Not derStädte
undder Gemeindenschreit .DerZustand ,in demsich heute dieGemeinden

Deutschösterreichs befinden ,ist unerträglich ,ja ,ich wage auch ein schärfe¬

res Wort :Wennmanden Menschenin eine Beziehungje zumStaat undzurGe¬
meindestellt und sich dan fragt ,was er je von beiden empfängtund waser
jedemleistet ,dannmussmanfeststellen ,dass die LeistungenderGemeinden
imumgekehrtenVerhältniszu ihrenEinnahmenstehen . Woimmersicheine
menschliche Gesellschaft bildet ,ob Staat oder der kleinste Verein ,immer
bestimmt sie selbst ,in welchen Formen und in welcher Höhe sie die zur Be¬

streitung ihrer AufgabennotwendigenMittel einhebt . Nurin Oesterreichgilt
flas hinsichtlich der Gemeinden nicht .Von Altersher hatten die Gemeinden

selbstverständlich das Recht ,in der Formder sogenanntenUmlagenSteuern
einzuheben ,damit sie ihren Aufgabennachkommenkönnen .Dieses Rechtder
Steuerneinhebungwurdein Oesterreich nahezu gänzlich konfisziert . DerStaat
hebtauchjeneSteuernein ,die für Gemeindezweckenotwendigsind ; erbestimmt
die Gemeindesteuern und davon den Anteil ,den er allergnädigst denGemeinden
zur Ferfügungstellt .In demderzeitigenBesteuerungssystemliegt alsoge- ¬
radezu eine Präpotenzdes Staates .Die Gemeindeverwaltungensind abernicht

mechanisch gleichlaufende Apparate ;jede Gemeinde ist für sich ein Idividuum
vonganzbesondererEigenart .DieeineGemeindelebt unterdiesenwirtschaft-¬
lichenundkulturellenVerhältnissen,dieanderenunterjenen .Davonhängt
immerdie Artder Steuernundder Finanzgebarungab .DieseGebarungeinfach

in ein Schema zu zwingen und nach Formeln arithmetisch zu gestalten,ist an
sich schon ein Unsinn und die beinahe durchgängige Konfiskatien der Steu¬
ern bis auf verschwindend kleine Reste ist volkswirtschaftlich undkul¬

turpolitisch ein groberFehler . Hiermussendlich einmalOrdnunggemacht
werden ,die Gemeindemusswiederzu ihrer Autonomiekommen !Allerdings ,immer
wieder wird sich die Gemeindein das Ganzeeinreihen müssenund immerwie¬
der wirddasGanzeihr einegewisseEinschränkungauferlegen ,Aberinirgend¬
einer Formmussdie GemeindeGelegenheithaben ,nachihrer Eigenartzuleben
undnicht nacheinemvonder Zentralstelle vorgeschriebenenSchimmel .Man
wird vielleicht einwenden ,dass dieser Ruf zu spät komme ,heute hätten die Ge¬

meinden auch von einer solchen Regelung nichts ,weil die Steuerquellen fast
gämzlichversiegt sind .Dasist zweifellosrichtig ,aber das hindert unsnicht
endlich einmal Ordnung zu machen .Hätte man den berechtigten Protest der Ge¬
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meinden gegen die Steuerkonkiskation seinerzeit beachtet ,dann hätten die
Gemeindenzur Zeit ,da es nochmöglichwar ,aus Steuerndie Bedürfnissezu
bestreiten ,vorgesorgt ;sie hätten nicht Darlehensuchenmüssen ,siehätten
sich nicht verschuldet und könnten die Beträge ,die sie heute empfangen ,

für Gemeindezweckeverwenden,statt sie sichvondenKreditinstituten ,an
die sie sich verschuldethaben ,wegpfändenlassen zu müssen ,AmBeginnealler
unserer Beratungen muss daher immer wieder gesagt werden ,dass sie nicht
bloss in bestimmteEinzelforderungenausklingen ,sondernin dieForderung
der Wiederherstellungdes Rechtesin Oesterreich ,des Rechtesderfreien
Gemeindeimfreien Staate .( LebhafterBeifall ) .In diesemSinnewollenwir
auch in die Beratungen eingehen " .

Der Bürgermeister begrüsste sodann die Gäste ,woraufBundesfi¬
nanzminister Dr . Weidenhoffer im Namen der Regierung den Städtetag be¬
grüsste .Die Regierung ,sagte der Bundesfinanzminister ,zeige für die
schwerenBedrängnisseder Gemeindenin der Krise volles Verständnis .Siesei
aber bei Bewältigungihrer Aufgabenan das Gesetzgebunden ,insbesdndere
bei Aufteilungder Steuereinnahmenan das Finanzverfassungsgasetz .Wennder
HerrBürgermeisterbetonte ,dass der gegenwärtigeZustandfür die Städteun- ¬
haltbar sei undmanzu einer Neuregelungdieser Verhältnissewerdekommen
müssen ,so sei das ein Zukunftsprogramm.DaranmitzuarbeitenundVerbesserung
bedürftigeswirklichzubessern ,dazuwerdeauchdie Regierungihre Handbie¬
ten ,die sich bei allen WünschenausdemKreiseder StädteundausdemBe¬
reichedesStädtetagesvorkeineleichte ,sondernvoreine sehrschwereAuf¬
gabegestellt she ,da ja auchStaat undRegierungihre schwerenfinanziel -¬
len SorgenhabenIchschickedasvoraus ,weildie AntwortderRegierungdie
Mitglidderdes Städtetagesals sorgenbeladeneStadtväter wahrsaheinlichwen
befriedigthat . WollenSieaberdabeiimmerbedenken,dassdieMittel ,dieder
öffentlichen Handzur Verfügungstehen ,aussserordentlich begrenzt sind ,dass
auchdenGemeindennochimmerselb -ständigeEinnahmenvonnichtganzgerin
gemUmfangzur VerfügungstehenundWasswir uns alle sehr schwertun .Ich
bitte Sie,an demguten Willen der Regierung zu glauben undrückschauend
zu erkennen ,dass sich unser Landim GrossenundGanzenbei denungeheuer
schwierigenWirtschaftsverhältnissennochgut hält unddass wirverschieden
Tiefender Krise bereits überwundenoder dochjene Grundlagengelegthaben ,
die uns zu der Hoffnungberechtigen ,dass wir aus der allgemeinengrossen
Wirtschaftskrise ,die auf ganzEuropa ,insbesondereauf Mitteleuropa ,lastet ,
wenn auch unter ungeheuren Opfern und Anstrengungen herauszukommenkoffen .
Ich bitte Sie daher ,Ihre Beratungenin diesemGeistezu führenundander
ZukunftunseresLandesundanderZukunftderStädtemichtzuverzweifeln,
sondern das Selbstvertrauen zu hegen ,dass wir alle Schwierigkeitenschliess
lich überwindenwerden .LassenSie sich vondiesemGedankenderZuversicht
bei allen Ihran Beratungenleiten .Ich sehe mit grossemInteresse denErgeb¬
nissen dieser Beratungen entgegen und bitte,überzeugt zu sein ,dass ich .
alles tun werde ,was im Rahmendes Möglichenund der bestehendenGesetze
liegt ,umIhren Wünschengerechtzu werden .Ich wünscheIhrenBeratungen
den besten Erfolg .( Beifall ) .
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Im Namendes Verbandes der deutschenSelbstverwaltungskörper
der tschechoslowakischenRepubliküberbrachte BürgermeisterPölzl( Aussig

. d,Elbe )die Grüsse und Wünsche für einen gedeihlichen Erfolg der Arbei - ¬
ten des Städtetages .Der Bundder deutschen Städte in derTschechoslowakei
bringe den Arbeiten des Städtetages und dessen Kampffür dieSelbstver¬
waltung tiefstes Verständnis entgegen .Nicht nur der Staat ,auch dieStädte
habenan denGegenwartsproblemenInteressezunehmen ,anderArbeitslosig¬
keit,an den Opfernder Wirtschaftskrise ,jedoch auchan demProblemder
Sicherung der freien demokratischenSelbstverwaltung und derenGrundlagen
und Sicherung der Finanzwirtschaft in den Gemeinden .( LebhafterBeifall ) .

DerObmannder Geschäftsleitung ,VizebürgermeisterEmmerling,
erstattete sodanneinen ausführlichenBerichtüber die Tätigkeit desStädte-¬
bundesin denJahren1928bis 1932. Erbeschäftigtesichinsbesonderemit
denAktionen ,die der Städtebundfür die Durchsetzungeiner günstigenAbga-¬
benteilung unternommenhat ,und besprach die Erfolge ,die auf diesemGebiete
für die Gemeindenerzieltwurden .DerBerichterstatter würdigteauchdieum¬
fangreicheArbeitdes Sekretariates des Städtebundes ,das sehrzweckmässige
Statistiken über die Finanzverhältnisseder grässenenGemeinden ,dieFührung
der Stadttheater ,die Gemeindebibliotheken ,ArchiveundSammlungen,dieWohn-¬
bautätigkeit ,die Besoldungsverhältnisse der Gemeindeangestellten usw . ange- ¬

legt hat ,
NachGenehmigungdieses Referates berichtete Stadtrat Speiser

überdie KassengebarungdesStädtebundesundbeantragte ,denMitgliedsbeitrag
unverändert beizubehalten .Auchdieser Antrag wurde einstimmigangenommen.

Sodannwurdendie GemeindenAtzgersdorfundMauer( beiWien)r
zuRechnungsprüferngewählt ;die NeuwahldesGrossenAusschussesdesStädtes '
bundes ergab keine Veränderung .

In einemgrossangelegtenReferat berichtet nunBürgermeister¬
Stellvertreter Professor Rückl( Graz )über die FinanzsorgenderGemeinden
und die Forderungen des Städtebundes .Der Referent gibt einen Ueberblicküber
die Entwicklungder AbgabenteilungvomJahre 1922 bis zumJahre 1929und
zeigt die Tendenzder Bundesverwaltungauf ,die darin besteht ,dieausschliess
lichen Bundeseinnahmen ,SteuernundZölle zu erhöhenunddiegemeinschaftlich
Bundesabgabenzu ermässigen,wodurchsich die Ertragsanteile derGemeinden
vermindern .Die Gefahr des offenen Zusammenbruchesder Verwaltunginden
österreichischenStädten ,sagtBerichterstatter ,sei nahegerückt;zumTeil
sei der Zusammenbruchschoneingetreten .Die Regierunghabefast alle wesentl
chen Forderungen des Städtebundes abgelehnt und wolle die Städte undIn¬
dustriegemeinden auch weiterhin ohne Hilfe lassen . Derheutige Städtetag sei
ein Notschreiundeine letzte Warnung ,da die Gemeindenin dieverschärfte
Krisenzeit ,derenBeginnmit1929angenommenwerdenkönne ,ohnegenügende
finanzielle Sicherungeingetreten seien . DieKämpfeumeine Verbesserungdes
Abgabenteilungsgesetzeshaben leider nicht jonen Erfolg gehabt ,der zueiner
Gesundungder Gemeindefinanzennotwendiggewesenwäre .DieBenachteilügung
durchdas Bundespräzipuumallein ergebefür die LänderundGemeindenseit de
Jahre 1924 bis zum Jahre 1932 einen Betrag von 390 Millionen Schilling ,wevor

195MillionenSchillingaufdie Gemeindenentfallen .DieNichtaufteilung
der Vermögensabgabesei ein glatter Rechtsbruchder Regierunggewesenund
habe den Gemeindenebenfalls grosse Einnahmenverluste gebracht .DieFinanz¬
politik des Bundesbestehe im Gegensatzezu den offiziellen Erklärungen ,dass
die Wirtschaft keine neue Belastung ertrage ,darin ,ausschliessliche Bundes - ¬
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abgabenundZöllezuerhöhen,gemeinschaftlicheBundesabgabenjedochzu
ermässogen,so dassdie EinnahmendesBundesgestiegen,hingegendieAnteile
der Gemeindenzuerst relativ undspäter auchabsolutimmermehrzurückge¬
gangenseien . DerRednerbesprichtdanndenFinanzausgleichvomJänner1931 ,
der für eine Besserungder Gemeindefinanzennicht wirksamgewordenist ,
weilmittlerweiledieWirtschaftskrisegrosseRückgängederSteuereinnahmen
gebrachthat .DieRegierungundderNationalrat ,sagtederRedner ,scheinensich trotz gegenteiliger Versicherungenüber die Bedeutungdersozialen
FürsorgeindenGemeindennochnichtklargewordenzusein .AndieToreder
RathäuserpochedasspzialeElend ,die VertreterderGemeindenkönnensich

nicht verbergen,an die Gemeindenrolle die Welle der Verelendungder
Bevölkerungunddie darausentstehendeVerzweiflungimmerzuerstheran. Die
GemeindevertreterstehenandervorderstenFrontdesKampfesgegenElendund
Verzweiflung.WeheeinemStaatswesen,dasdiepflichtbewusstenKämpfergegen
denHungerindenGemeindenohneHilfe ,ohneUnterstützunglasse .Beidem
starkenRückgangderEinnahmenunddemSteigenderFürsorgeausgabenwar
es eine leichterklärliche Folge ,dass die Gemeindenin immergrösserefinan¬
zielle SchwierigkeitengerietenundderVerfall ,die Verwahrlosungwichti¬
gerVerwaltungszweigeeintratundauchderSchuldendienstteilweisenicht
mehrin Ordnunggeleistetwerdenkonnte .DerRednerbesprichtsodanndievom
GrossenAusschussdesStädtebundeserhobenenForderungenunddievomFi¬
nanzministerimNamenderRegierunggegebeneAntwort.Schliesslichersucht
VizebürgermeisterRückldenStädtetag ,in voller Einmütigkeit 'folgenden
Antrag zu beschliessen :

. )DerStädtetaglenktdieAufmerksamkeitderRegierungunddes
Nationalratesin sehrernsterZeitneuerlichaufdiefinanzielleNotlageder
österreichischen Städte undIndustriegemeinden . Durchdie Auswirkungender
WirtschaftskrisemitdemgrossenRückgangderEinnahmenunddensteigenden
FürsorgelastenunddurchdieNichtbeachtungderGrumsätzedesFinanzausglei¬
chesbeidensteuerlichenMassnahmenderRegierungimJahre1931und1932,
diedemBundgrosseMehreinnahmengebrachthabenundauchdenLändernteil¬
weisefinanzielleHilfeleisteten ,dieGemeindenjedochkeineMehreinnahmen
erhielten ,einddie Gemeindenin schwereBedrängnisgeraten ,die rascheundwirksameHilfe erfordern .

. )DerStädtetaghältdievomGrosserAusschussdesStädtebunde
erhöbenenForderungenaufrechtundwiederholtin dringlicherArtdieFor¬
derungenaufschlüsselmässigeBeteiligungderGemeindenanallenMehrein¬
nahmenausbishergemeinschaftlichenBundesabgaben,NovellierungderBestim¬
mungenüberdenBundesbeitragzurKrisenhilfefür ausgesteuerteArbeitslo¬
sedurchErhöhungdesBeitragesvon7Millionenauf15MillionenSchilling
undAufteilungnachdemArbeitslosenschlüssel ,auf FreigabedesVorzugsan¬
teilesdesBundesandengemeinschaftlichenBundesabgaben,Beteiligungder
GemeindenanderBenzinsteuer ,SchaffungeinesBundesausgleichsfondsfürbe¬
sondersbedrängteGemeinden,HerabsetzungdesZinsfussesderNationalbank ,
Konvertierungder kurzfristigen GemeindeschuldendurchlangfristigeObli¬
gationen ,GleichstellungderGemeindebetriebemitdenPrivatbetriebenbe¬
züglichderSteuerbekenntnisse ;UnterstützungdesBundesbeiderBeteiligung
anderLandesbiersteuer,beiderEntlastungvonBeitragsleistungenfürLandes
zweckeundErhöhungderZuschlägefürdieLandesgebäudesteuerüberdas
ViertausendfachedesFriedenzinses .

DerStädtetagkanndieAntwortdesBundesfinanzministers,die
eine Ablehnungaller obigenForderungenbedeutet ,nicht als Erledigungsei¬
ner Forderungen zur Kenntnis nehmen .
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. )DerStädtetagersuchtdieRegierung ,demNationalratrasches¬
tensVorlagenzuunterbreiten ,die die ForderungendesStädtebundeserfüllen
oder in anderer Formden Städten undIndustriegemeindenMehreinnahmenvon
jährlich30MillionenSchillingbringenundausserdemeineDotierungausvon
Bundesmittelnin der Höhe7 jährlich 5 MillionenSchillingfür einenzu
schaffendenBuhdesgemeindeausgleichsfondsfür in besondereNotlagegeratene
Gemeindenvorsehen .

. )DerStädtetaglehntbeiNichterfüllungseinerForderungen
jedeVerantwortungfür die kommendenGeschehnissein denGemeindenab ,wenn
durchderenfinanziellenZusammenbruchdieFürsorgeinfolgefehlenderMit-¬
tel aufgelassenunddienot - undhungerleidendenMenschenderVerzweiflungunterliegenundzu wildenAusbrüchengetriebenwerden.

VizebürgermeisterRücklschliesstseineAusführungenmitfolgen¬
denWorten:„ DieVertreterderGemeindenhabenihresorgenvollePflichter¬
füllt,manlassesie nichtimStiche,wennsie bemühtsind ,diebrandenden
WellendessozialenElendszudämmenunddasGemeinwesenvorVerfallund
Vernichtungzuretten .MachtSchlussmitdemgemeindefeindlichenSystemin
Oesterreich ,demgrossenStädtesterbenmussEinhaltgebotenwerden!"

60l

Fortsetzungfolgt .
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Städtetag ( Fortsetzung )
Bürgermeister Fischer ( Innsbruck )erklärt ,er müssenoch

einige ergänzendeBemerkungenzu demReferat machen .Eine schonseit zwei
Jahren ständig erhobeneForderungdes Städtebundesist die Hilfe derRegie¬
rung zur Konvertierungder kurzfristigen Gemeindeschuldendurchlangfris¬
tige Obligationen .Die GemeindeInnsbruck konnte knappvor demZusammenbruchkontokorrent .der Kreditanstalt ihre kurzfristigen darlehen in eine langfristige
Schweizeranleihekonvertieren .InfolgederösterreichischenSteuergesetz¬
gebungmusste kedochein erklzcklicher Teil der Kontokorrentschuldweiter¬
hin als solchebelassenwerden ,sodassauchInnsbruckmit diesenBeträgen
demgrossen DebakelunddessenFolgenin der österreichischenFinanzwirtschaf
ausgesetztwar .Deshalbkönnemansehr gut mit jenenGemeindenfühlen ,die
ihre gesamtenSchuldenin kurzfristigen Darlehenangelegt haben .Angesichts
dieser Tatsachesei es notwendig ,auf diesemGebieteOrdnungzuschaffen .
Der Städtebund hat der Bundesregierung auch konkrete Vorschläge für die
DurchführungdieserAktionunterbreitetundes sei nichteinzusehen ,warum
bis hemsediesen Vorschlägen die Zustimmungversagt wurde .Dauern diegegen - ¬
wärtigenVerhältnissean ,dannsei es verschuldetenGemeindenunmöglich ,
eine wirklichgeordneteFinanzwirtschaftzu betreibenundein auchnurhalb¬
wegssicheres Jahresbudgetaufzustellen .Rednerbetont eine weitereForderung
der Gemeindensei die BefreiungvondenKleinrentnerbeiträgengewesen .Auch
auf diesemGebietemüsseendlichetwasgeschehen .Dannbesprichter dieNot-¬
wendigkeit einer besserenVerteilungdes BundebeitrageszurUnterstützung
Arbeitsloser und verweist schliesslich auf die Pflicht zur Winterhilfemit
demBedeuten,dasseinWintervorderTürstehe,traurigundbesorgniserregend
wie einen solchen die Gemeindenseit 1918nicht erlebt haben .Auseigener
KraftseiendieGemeindenausserstande ,dieunbedingtnotwendigenWinterhilfs
aktionenfür die Unzahlder ArbeitslosenundArmendurchzuführen .Auchin
diesemFalleseienNationalratundBundesregierungin einerweitglücklicher
Lage ,weilbeidelangenicht so unmittelbarallen diesanardrückendenFor¬
derungenausgesetztsindunddaswirklicheElendnurausderFernekennen.

Rednerstellt zweiAnträge,1 .die Bundesregierungseiaufzufor¬
dern ,die in der NovellezumArbeitslosenversicherungsgesetzvorgesehene
VerteilungdesBundesbeitrageszur UnterstützungArbeitsloserin derHöhe
von7 MillionenSchilling in der Weiseabzuändern ,dass vor allemdiejenigen
Gemeinden,diemehrals 20Arbeitslosezuunterstützenhaben ,nachderKopf-¬
quote beteilt werden,währendden Länderndie restlichen Beträgezuverblei¬
ben haben ,aus denen Gemeinden mit weniger als 20 Arbeitsloeen Notstandsaus - ¬

hilfen zuzuweisensind . 2 .Sei die Bundesregierungaufzuferdern ,dafürzu
sorgen ,dass künftighinbei allen die öffent licht Verwaltungundöffentliche
FinanzwirtschaftbetreffendenGesetzesnovellenundbei NeufassungvonVer¬
ordnungendie VertrezungdesStädtebundeszur Stellungnahmeeingeladenwird .
Zum Schlusse betont Redner die unbedingte Notwendigkeit ,dass alle Teile

welchefürdieFührungdesStaatesverantwortlichsind ,Regierung,Parlament
oder Gemeindevertretung ,einmütig zusammenstehen ,die gegenseitigenSorgen
auf dasGründlichsteüberprüfenundeinträchtigzusammenwirken.Nurdannsei
dieHoffnungaufbessereZeitengerechtfertigt .(LebhafterBeifall).

Vorsitzender Bürgermeister Ott ( Salzburg )begrüsst deninzwische .
erschienenen Minister Bachinger und erteilt ihm dasWort .

Minister Bachingerbegrüsst den Städtetag underklärt ,dassdie
Aufteilungder vomBundfür die Winterhilfe den Gemeindenzur Verfügungge- ¬
stellten7 MillionenSchillingnichtnachdemSchlüsselvorgenommenwerden605
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soll ,da die Ziffernder Ausgesteuertennicht fassbar seien . Wirlegendieser VerteblungdieZahlderArbeitslosenzugrunde.(Zustimmung).
DieBespæechungenmitdenzuständigenRessortssindbereitsabgeschlossan,
sodassdieVerteilungdervomNationalratbewilligtenGelderklaglosundrechtzeitig durchgeführt werdenkann .
MinisteraD .BürgermeisterDr .Schürff(Mädling)wirftdieFrageauf ,woher
die35MillionenSchilling,diedenGemeindenzufallensollen ,hergenommen
werdensollen ,Esseizubedauern,dassbishereinentschiedenerSchrittzur
sanierungderGemeindefinanzennichtunternommenwurde .Rednerhältdie
KonstruktiondesFinanzausgleichesfürverfehlt ,manmögeeineKonstruktion
vonuntennachobenversuchen,dannwerdeesvielleichtbesserwerden.Der
StädtetagmüsseaufeinevollständigeUmänderunghinarbeiten,dameinerUeber-¬
zeugungnachdie gegenwärtigeKrisevonlangerDauersein wird ;icherachte
esalszweckmässig,denGemeindeneinenKrisenzuschlagausBundesmittelneinzuräumen .( Beifall ) .

BürgermeisterRohrhofer( Krems)beantragt,dæsdieRegierungaufgefordertwerdensolle ,sofortzurückzutreten ,undderBundespräsident
ersucht werde ,den Nationalrat aufzulösenundehestens Neuwahlenauszu¬
schreiben.NehmederStädtetagdiesenAntragan ,dannwürdeer damiteineTat
setzen ,abernicht mitpapierenerResolutionen ,die vollkommenzwecklos
seien ,unnötige Zeit verbringen .

VorsitzenderBürgermeisterOtterklärt ,diesenAntragzurAb-¬
stimmungnichtzuzassenzukönnen ,daer denWirkungskreisdesStädtetages
überschreite.(BürgermeisterRohrhofer:Dagegenmussichprotestieren!)

BürgermeisterSwowoda(Marchegg)beantragt ,dieRegierungseizu
ersuchen,denAufteilumgsschlüsselsozuänderndassdenStädtenundIndustrie
gemeindenein relativ höhererAnteil an dengemeinsamenAbgabenzukomme
alsdenLandgemeinden,dasiedurchdieallgemeineNotlageunddieherrschende ArbeitalosigkeithöheresozialePflichtenzu erfüllenhaben.

DieserAntragwirdimEinverständnismit demAntragstellerdem
Hauptausschuss zugewiesen .

GemeinderätinRosaPortele( Krems)teilt mit ,dassderAntrag
desBürgermeistersRohrhofernichtdieAnschauungderGesamtbevölkerungaus-¬
drücke ,sondernlediglichseinePrivatansichtdarstelle .DerAntragwurde
auchimGemeinderatgarnichtbehandelt.DiechristlichsozialeFraktionim
KremserGemeinderathabesichvonallenAnfangandagegengewendet.

BürgermeisterSichelrader( Steyr )schildert die trostloseFi¬
nanzlageseinerGemeinde; erhabeimvergangenenMonatgarnichtdie
Gehälterder GemeindebeamtenauszahlenkönnenundvondemVerbandderAnge-¬
stellteneinevorübergehendeGeldhilfeannehmenmüssen. Erverlangtdie
SchaffungeinesBundesausgleichsfondsfürbesondersnotleidendeGemeinden.

BürgermeisterNeumayer(Hallein )beklagtgleichfalls ,dassdie
EinnahmsquellenfürdieGemeindenfastvölligversiegtsind,vielleichtwäre
es möglich ,wenigstensüberdieKrisenzeithinausdieAmortisationsratender Gemeindeschuldenzustunden .

BürgermeisterPichler(Klagenfurt)verlangt,dasszurEinkommen-¬
steuer ein progressiverZuschlageingehobenwerde ,der ausschliesslichden
Arbeitslosenzugutekommensoll . Erbeklagt,dassdieUeberweisungenausdem
gemeinsamenAbgabendurchdenBundunddasLandandieStadtKlagenfurtsehr
verspäteterfolgen,sodassdie Gemeindegenötigtsei ,Schuldenzu machenund
dafürZimsenzuzahlen .EinsolcherVorgangsei ungesetzlichundmoralischzu verwerfen .
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Wien ,am

Bürgermeister Werber ( Zell am See )führt Beschwerde ,dass Städte
mit starken Fremdenverkehr ,die zur Hebung dieses Fremdenverkehrs Investi¬

tionen aufwenden ,von der Regierung dafür als Schuldenmacher bezeichnet wer¬

den .Er verlangt die Herabsetzung des Zinsfusses für die Gemeindedarlehen .
Von einer Ueberzahlung der Gemeindeangestellten sei bei den meisten Ge¬

meinden längst keine Rede mehr ,obwohl insbesondere in den kleineren Gemein¬
den die Arbeitslast ständig wächst .

Vizebürgermeister Scherleitner ( Linz )unterstützt die Anträge
Rückl und Fischer auf das Wärmste .Die Sparmöglichkeiten sind für alle Ge¬
meinden längst erschöpft ,und wenn nicht die Regierung mit der grössten Be¬
schleunigung den Gemeindenhilft ,dann ist der Zusammenbruchunvermeidlich .

Stadtrat Dr .Fiacher ( St .Pölten )stellt denZusatzantrag ,
der Städtetag fordert die eheste Vornahmeder Volkszählung ,damit die Ge¬
meinden ihren Ertragsanteil nach der richtigen Bevölkerungsziffer bekomme .

Bürgermeis ter Aust ( Knittelfeld )begrüsst die Mitteilung des
Ministers Bachinger ,wonach die Aufteilung der Bundeshilfe für die Arbeits¬
losen nach der Zahl der Arbeitslosen in den einzelnen Ländern erfolgen werde
Mit der Erfüllung dieser Forderung werde eine wesantliche Besserung für die
Gemeindeneintreten .

Vizebürgermeister Meinhardt ( Wels )berichtet ,dass Wels immermit
der grössten Sparsamkeit den Gemeindehaushalt geführt habe . Eswurdenauch
restlos alle Weisungen des Finanzministeriums befolgt . Trotzdemsind wir
auch von der Krise erfasst worden ,die Einnahmen sind gesunken ,was aber

nicht unsere Schuld ist ,da die Gemeinde sich aus eigenen Kraft diese

Schwierigkeiten nicht meistern kann .Werdenunsere Forderungennichterfüllt ,
dann müssen auch die bestverwaltetsten Städte zusammenbrechen .

Es sprechen noch Vizebürgermeister Till ( Krems )undStadtrat
ProfessorHolzer( Wr .Neustadt ) ,woraufVizebürgermeisterRücklinseinem
Schlusswort auf die einzelnen Anregungen und Zusatzanträge ausführlich er¬
widert .Mit einem Appell an die Regierung und an die politischen Parteien ,
der Notrder Gemeinden nicht verständnislos gegenüberzustehen ,forderte er

alle Gemeindefunktionäre auf ,auch in dieser furchtbar schweren Zeit im

Interesse der notleidenden Bevölkerung auszuharren .Es sei ausgeschlossen ,
dass dieser Notschrei ungehört verhalle ;jeder zähe Kampf habe noch immerzu
einem Erfolg gefährt ( Stürmischer Beifall ) .

Die nun vorgenommene Abstimmung ergibt die einstimmige Annahme
aller Anträge .

Vorsitzender Bürgermeister Muchitsch ( Graz )dankt den beiden
Referenten für ihre sachlichen und inhaltsreichen Ausführungen .Mögedie
heutige Tagung : ' : "den verantwortlichen Faktoren zeigen ,dass die Gemein¬
den ,die in den Is “ . 7enJahren das Aschenbrödel waren ,am Ende ihrer Kräfte
sind . DieRegierung muss endlich ihre gemeindefeindliche Haltung aufgeben ,

soll ein Zusammenbbuch der Keimzellen des Staates vermieden werden .Der
Städtetag ist geschlossen .( Stürmi scher Beifall )
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